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Stadte- und Gemeindebund
Nordrhein-Westfalen





Forderungspapier
des Arbeitskreises „Nothaushaltskommunen“ vom 16.01.2008
Der Arbeitskreis „Nothaushaltskommunen“ des Städte- und Gemeindebundes NRW hat in seiner gemeinsamen Sitzung mit dem Ausschuss für Kommunalpolitik und Verwaltungsstrukturreform des Landtags NRW am 16.01.2008 die nach wie vor dramatische Finanzsituation der Städte und Gemeinden im Nothaushaltsrecht diskutiert und Lösungsmöglichkeiten für die Finanzkrise erörtert. 

Aufgrund von aufgelaufenen Fehlbeträgen aus den Verwaltungshaushalten der Vorjahre und der ständig wachsenden Belastung durch Umlagezahlungen schieben die Städte und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen eine Bugwelle von Kassenkrediten in Rekordhöhe vor sich her. Die Kassenkredite betragen mittlerweile 13,7 Mrd. Euro. Trotz der guten Entwicklung bei den Gewerbesteuereinnahmen der vergangenen Jahre steigt der Kassenkreditstand immer weiter an. Die Finanzsituation der einzelnen Kommunen wird dabei immer heterogener. Die Fehlbeträge resultieren aus einem Auseinanderlaufen von Einnahmen und Ausgaben, was gerade für Städte und Gemeinden im Nothaushaltsrecht besonders gravierend ist. 

Die Städte und Gemeinden im Nothaushaltsrecht sehen aufgrund ihrer Erfahrungen aus der Vergangenheit keine Chance, aus eigener Kraft und ohne Hilfe des Landes aus der Finanzmisere herauszukommen. Vor diesem Hintergrund haben sich die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister der Nothaushaltskommunen aus dem Mitgliedsbereich des Städte- und Gemeindebundes NRW einstimmig auf eine Reihe vor Kernforderungen verständigt:

1.
Das Land muss seiner verfassungsrechtlichen Pflicht folgend eine auskömmliche Finanzausstattung für die Kommunen sicherstellen. 

Zwar erkennen die Städte und Gemeinden den Konsolidierungszwang im Landeshaushalt an. Gerade die Nothaushaltskommunen können aber keine weiteren Konsolidierungsbeiträge zugunsten des Landeshaushalts leisten. Daher wird gefordert, die Herausnahme der fakultativen Elemente aus der Bemessungsgrundlage des Steuerverbundes (4/7-Anteil an der Grunderwerbsteuer) aus dem Jahr 2007 wieder rückgängig zu machen. Dies würde im Jahr 2008 eine Verbesserung für den Steuerverbund in Höhe von rd. 188 Mio. Euro bedeuten. 
2.
Die auch im Jahr 2008 fortgeführte erhöhte Beteiligung der Kommunen an den Krankenhausinvestitionen ist für die Städte und Gemeinden nicht darstellbar. 

Die Verdoppelung der Beteiligungsquote von 20 auf 40 % an den Krankenhausinvestitionen führt in diesem und im Vorjahr zu einer erhöhten kommunalen Belastung in Höhe von rd. 220 Mio. Euro (jeweils 110 Mio. Euro jährlich). Bei etlichen der Nothaushaltskommunen müssen diese Ausgaben über Kredite finanziert werden.

3.
Die Belastung durch die Kreisumlage muss absinken. Hierzu bedarf es wirksamer gesetzlicher Mechanismen zur Kontrolle der Umlageentwicklung.


Das Problem der Umlagebelastung verschärft sich durch die Einführung des NKF bei den Umlageverbänden. Der Gesetzgeber wird aufgefordert, das Problem der drohenden Überforderung der Umlagezahler im Zuge der Umstellung der Kreise und Landschaftsverbände auf das NKF zum Anlass zu nehmen, systemimmanente Änderungen im NKF-Gesetz zu beschließen. Hierzu hat der StGB NRW z.B. bereits in einem Schreiben an die kommunalpolitischen Sprecher des Landtags sowie an das Innenministerium eine Regelung vorgeschlagen, wonach sämtliche Vermögensgegenstände, die die Umlagezahler bereits in der Vergangenheit über die Kreis- oder Landschaftsverbandsumlage finanziert haben, einem Sonderposten auf der Aktivseite der Bilanz gegenüberzustellen sind. Der Sonderposten würde während der Abschreibungsdauer ertragswirksam aufgelöst, so dass eine zusätzliche abschreibungsbedingte Belastung der kreisangehörigen Kommunen vermieden würde. Diese Lösung ist systemkonform, da die auf diese Weise bereits finanzierten Investitionen über die Umlage von Dritten gezahlt worden sind. Insofern bietet sich eine Gleichstellung der Umlagezahlungen mit den erhaltenen Zuwendungen und Beiträgen für Investitionen gemäß § 43 Abs. 5 GemHVO an.

Ohne ein gesetzgeberisches Handeln würde ansonsten in großem Umfang Liquidität von den Umlagezahlern auf die Umlageverbände übertragen. Der ohnehin schwierige Haushaltsausgleich bei den Umlagezahlern würde nochmals deutlich erschwert. Wegen der Einzelheiten wird auf das Schreiben der Geschäftsstelle vom 17.09.2007 Bezug genommen.

4.
Auf die Erbringung von Eigenanteilen bei staatlichen Zuweisungen muss bei Nothaushaltskommunen in begründeten Einzelfällen verzichtet werden können.

Trotz der zum Teil bereits bestehenden differenzierten Fördersätze gelangen die Nothaushaltskommunen bei den Investitionsmaßnahmen immer weiter ins Hintertreffen. Landesmittel sind immer schwieriger zu bekommen, da der Eigenanteil wegen der restriktiven Kreditregelungen durch eine Nettokreditaufnahme nicht finanziert werden darf. Hier ist eine Änderung der Förderrichtlinien erforderlich, wobei beispielsweise für Kommunen, die sich für eine nicht absehbare Zeit im Rahmen der vorläufigen Haushaltsführung befinden, nur ein minimaler Eigenanteil gefordert bzw. in begründeten Fällen auf einen Eigenanteil ganz verzichtet wird. Der Eigenanteil könnte beispielsweise auch in Form von eigener Sachleistung oder durch Drittmittel (ohne Anrechnung auf die Landesmittel) erbracht werden. 

5.
Die Kreditfinanzierung wirtschaftlich sinnvoller Investitionen muss erleichtert werden. 

Hier ist eine Anpassung der strengen Regelungen der Prioritätenliste zur Kreditgenehmigung für Gemeinden ohne genehmigtes HSK erforderlich. Die formale Zuordnung einer Maßnahme zum rentierlichen oder unrentierlichen Bereich führt häufig dazu, dass wirtschaftlich sinnvolle Maßnahmen, deren Refinanzierung über einen bestimmten Zeitraum nachgewiesen werden kann (z. B. energetische Gebäudesanierung), erschwert werden. Deshalb dürfen wirtschaftliche Investitionen nicht auf den Kreditrahmen angerechnet werden.
6.
Einmal ausgesprochene Kreditermächtigungen müssen in begründeten Einzelfällen auch im Folgejahr erhalten bleiben. 

Bei der Erstellung der Prioritätenlisten zur Kreditgenehmigung ist derzeit darauf zu achten, dass eine im Vorjahr nicht in Anspruch genommene Kreditermächtigung in das Folgejahr nur übertragen werden kann, wenn mit der Maßnahme bereits begonnen wurde. Ist eine Maßnahme jedoch noch nicht begonnen worden, muss diese in die neue Prioritätenliste des Folgejahres neu aufgenommen und dann im Rahmen des neuen Kreditdeckels finanziert werden. Die im Vorjahr eingesparte Kreditermächtigung ist dann verfallen.
Düsseldorf, den 16. Januar 2008
